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Fragen zum Bundestagswahlprogramm 

 

Tankstellen sind kleine mittelständische Unternehmen. Änderungen von Gesetzen, Verord-

nungen und Durchführungsanweisungen haben direkt Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit 

des Betriebes. Unsere Mitglieder sind deshalb an den von Ihrer Partei für die kommende Le-

gislaturperiode vorgesehenen Maßnahmen und Zielen in der Mittelstandspolitik interessiert.  

 
Insbesondere folgende Fragen sind für unsere Mitglieder von Bedeutung: 
 

1. Mittelstand 

 

1.1. Arbeitsmarkt 

Von besonderer Bedeutung für die Betreiber von Tankstellen sind Maßnahmen im Be-

reich der Arbeitsmarktpolitik, da diese direkt Einfluss auf die Möglichkeiten der Beschäf-

tigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern haben. Wie in vielen anderen mittel-

ständischen Betrieben auch, stellen die Personalkosten darüber hinaus die größte Kos-

tenposition für einen Tankstellenunternehmer dar. Die von den Mineralölgesellschaften 

für die Betreiber ihrer Tankstellen vorgesehenen Personalkostenbudgets nehmen dabei, 

vor allen Dingen bei unterjährigen Änderungen, keine Rücksicht auf Kostensteigerungen 

durch solche gesetzgeberischen Maßnahmen. Die Folge ist damit ein direkter Einkom-

mensverlust des Tankstellenunternehmers. 

 

Tankstellenbetreiber beschäftigen, je nach Größe der Tankstelle, bis zu 50 Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer pro Tankstelle. An Tankstellen werden dabei häufig soge-

nannte „geringfügig Beschäftigte“ und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Teilzeit tätig. 

Damit erfüllen Tankstellen eine wichtige Funktion für solche Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer, die entweder neben einer anderen Tätigkeit einen Hinzuverdienst benötigen 

oder die flexibel in Teilzeit arbeiten wollen, weil sie noch andere Aufgaben, zum Beispiel 

im familiären Bereich wahrzunehmen haben. 
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Welche arbeitsmarktpolitischen Vorhaben planen Sie für die nächste Legislaturperiode 

des Deutschen Bundestages? 

 

 

 

 

 

 Mindestlohn 

o Planen Sie die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns?  

Ja              Nein          

Wenn ja, wie hoch soll der Mindestlohn Ihrer Auffassung nach sein? 

 

 

 

 

o Planen Sie eine Änderung der Dokumentationspflichten, wie sie sich 

heute aus dem Mindestlohngesetz ergeben?  

Ja                       Nein                      

 

Insbesondere: 

 Sollen Vereinfachungen beispielsweise für Arbeitgeber bis zu ei-

ner bestimmten Betriebsgröße eingeführt werden? 

 

 

 

 Werden weitere Ausnahmen für bestimmte Personengruppen ein-

geführt? 

 

 

 

 Planen Sie sonstige Änderungen im Bereich der Dokumentations-

pflichten? 
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 Teilzeit und Befristung 

o Halten Sie Änderungen im Befristungsrecht, insbesondere bei der Mög-

lichkeit Befristungen ohne einen konkreten Sachgrund vorzunehmen, für 

erforderlich? 

Ja                   Nein                   

 Wenn ja, wie sollen die Änderungen konkret ausgestaltet werden? 

 

 

 

o Welche Änderungen halten sie im Bereich der Teilzeitbeschäftigung für 

notwendig?  

 

 

 

 

Insbesondere: 

 Wollen Sie ein Recht zur Rückkehr in eine Vollzeitbeschäftigung 

einführen?  Ja         Nein            

Wenn ja, unter welchen Bedingungen, vor allen Dingen ab welcher 

Betriebsgröße soll dieses neue Recht gelten? 

 

 

 

 Soll ein mehrfacher Wechsel des Umfangs der Arbeitszeit durch 

den Arbeitnehmer beansprucht werden können?  

Ja                 Nein                  

Wenn ja, in welchem zeitlichen Abstand soll ein solcher Wechsel 

möglich sein? 

 

 

 

 Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 

o Planen Sie eine Anhebung der heute für die Vergütung von geringfügig 

Beschäftigten geltenden Höchstbeträge?  

Ja                   Nein                   

Wenn ja, in welchem Umfang? 
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o Soll eine größere Flexibilisierung für den zeitlichen Einsatz von geringfü-

gig Beschäftigten ermöglicht werden, beispielsweise für Fälle der Ur-

laubsvertretung, Krankheitsvertretung oder ähnlichem? 

 

 

 

 Können Sie sich beispielsweise ein Jahresarbeitszeitkonto für 

geringfügig Beschäftigte vorstellen? 

 

 

 

 Beschäftigung von Asylbewerbern und/oder sonstigen nur befristet Aufenthalts-

berechtigten: 

o Planen Sie Sonderregelungen, damit noch nicht anerkannte Asylbewer-

ber oder sonstige Ausländer mit befristeten Bleibeberechtigungen einfa-

cher als bisher beschäftigt werden können? 

 

 

 

 

 

1.2. Erbschaftssteuer 

Eine Vielzahl von Tankstellen wird als Familienunternehmen geführt. Häufig steht in die-

sen Fällen das Grundstück, auf dem die Tankstelle errichtet wurde, im Eigentum der 

Familie. Zum Betrieb der Tankstelle ist dieses Grundstück an eine Mineralölgesellschaft 

verpachtet worden, die ihrerseits mit einem eigenen Vertrag den Betrieb der Tankstelle 

an die Grundstückseigentümer überträgt. 

 

Erbschaftssteuerliche Fragen sind deshalb für den Fortbestand des Familienunterneh-

mens von existenzieller Bedeutung. 

 

 Soll es nach ihrer Auffassung bei den Regelungen der im letzten Jahr beschlos-

senen Erbschaftssteuerreform verbleiben?  

Ja                         Nein                       

Wenn nein, welche Änderungen planen Sie? 
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1.3. Überprüfung von bürokratischen Aufgaben 

Die Betreiber von Tankstellen unterliegen einer Vielzahl von bürokratischen Auflagen für 

deren Erfüllung ein hoher Kosten – und Zeitaufwand notwendig ist. 

 

 Welche Möglichkeiten sehen Sie für die Entlastung des Mittelstands?  

 

 

 

Sollen gesetzliche Regeln z.B. in bestimmten Zeitabständen auf ihre Notwen-

digkeit hin überprüft werden? 

 

 

 

 
2. Tankstellenbranche 

 

2.1. Umgang mit Bargeld/neue Regeln zur Führung einer Bargeldkasse (GoBD) 

Trotz einer fortschreitenden Abnahme von Bargeldgeschäften an Tankstellen haben die 

Nutzung und der Umgang mit Bargeld weiterhin eine erhebliche Bedeutung für die Be-

treiber von Tankstellen. Nicht zuletzt durch die neu eingeführten Regelungen zu den 

„Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Auf-

zeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff GoBD)“ 

sind Tankstellenbetreibern weitere Aufgaben auferlegt worden. 

 

 Viele Betreiber von Tankstellen sind nicht Eigentümer des an der Kasse ge-

nutzten Kastensystems. Das System wird vielmehr von der Mineralölgesell-

schaften zur Verfügung gestellt. Vertragspartner des Kassenherstellers ist da-

mit die Mineralölgesellschaft. Trotzdem obliegt es dem Tankstellenbetreiber die 

ordnungsgemäße Dokumentation über Veränderungen des Kassensystems 

(z.B. Updates) sicherzustellen. 
 

Können Sie sich der Forderung anschließen, dass die Regeln für den Umgang 

mit durch Dritte zur Verfügung gestellten Kassensystem dahingehend abgeän-

dert wird, dass die Dokumentationspflichten für das Kassensystem auf diese 

übertragen werden können? 
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 Halten Sie die Abschaffung von Bargeld mittel- oder langfristig für notwendig 

und wünschenswert? 

 

 

 

 

2.2. Verkauf von Tabakwaren 

Tankstellen gehören mittlerweile zu einem der wesentlichen Vertriebswege von Tabak-

waren. Der Verkauf von Tabakwaren ist für die Wirtschaftlichkeit einer Tankstelle von 

wesentlicher Bedeutung. 

 

 Die Werbung für Tabakprodukte ist in den letzten Jahren stark eingeschränkt 

worden. Planen Sie weitere Einschränkungen für die Werbung und den Verkauf 

von Tabakwaren? 

 

 

 

 Zurzeit ist umstritten, ob die Nutzung von sogenannten „Produktkarten“ (dabei 

handelt es sich um in einem Zigarettenverkaufsregal vor die zu verkaufenden 

Zigarettenpackung zu steckende Karten, auf der lediglich der Markenname 

sichtbar ist) zulässig ist. Die Produktkarten, die der Orientierung der Kunden 

und des Verkäufers dienen sollen verdecken in den Zigarettenregalen die auf 

den Packungen aufgedruckten „Schockbilder“. 
 

Halten Sie diese Beschränkung bei dem Verkauf von Tabakwaren für zulässig 

und notwendig? 

 

 

 

 

 

2.3. Alternative Energiearten 

Die Automobilbranche befindet sich im Wandel. Antriebsarten wie der Dieselmotor 

stehen zurzeit in der Kritik. Alternative Kraftstoffe wie z.B. Gas sollen demnächst 

ihre steuerliche Förderung verlieren. Elektroautos sollen hingegen eine größere Ver-

breitung erlangen. 
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 Sieht Ihr Wahlprogramm Änderungen im Umgang mit den genannten Energie-

arten vor? 

 

 

 

Insbesondere: 

o Können Sie sich generelle Nutzungsverbote für Fahrzeuge mit Verbren-

nungsverbote vorstellen?  Ja   Nein  

Wenn ja, 

 welche? 

 

 

 

 nur für bestimmte Regionen (z.B. Innenstadtbereiche) oder bun-

desweit? 

 

 

 

 Beabsichtigen Sie eine weitere Plakette, wie beispielsweise die 

„blaue Plakette“ einzuführen? 

 

 

 

 

o Wollen Sie bestimmte Antriebsarten beispielsweise durch steuerliche An-

reize fördern? 

 

 

 

o Wie stehen Sie zu Subventionen von Schnellladestationen z.B. an Tank-

stellen? 

 

 

 

o Wie stehen Sie zur Nutzung von Wasserstoff als Antriebsart? Können Sie 

sich die zusätzliche Förderung für Wasserstofftankstellen vorstellen? 

 

 


	Schaltfläche1: 
	Text1: Mit dem bisherigen Erfolg am Arbeitsmarkt geben wir uns nicht zufrieden. Sozial ist, was Arbeit schafft. Jeder Arbeitslose ist einer zu viel. Wir setzen uns ein ehrgeiziges Ziel: Wir wollen bis spätestens 2025 Vollbeschäftigung für ganz Deutschland. In West und Ost, in Nord und Süd. Wir werden die Zahl der Arbeitslosen nochmals halbieren. Dafür haben wir ein klares Konzept.

Wir werden dafür sorgen, dass die Rahmenbedingungen für den Industriestandort Deutschland auch künftig gut sind. Dazu gehören stabile Lohnnebenkosten und Sozialabgaben ebenso wie steuerliche Fairness im Vergleich zu anderen Ländern in Europa und weltweit. 

Zusätzlich wollen wir in großer Zahl neue und zukunftssichere Arbeitsplätze in Deutschland ansiedeln. Hierzu gehören insbesondere Arbeitsplätze im Bereich der Digitalisierung, im Bereich der Biotechnologie, im Bereich fortschrittlicher Umwelttechnologien sowie im Gesundheits- und im Dienstleistungsbereich. 

Unser Land braucht geeignete und qualifizierte Fachkräfte in großer Zahl. Deshalb werden wir unsere Anstrengungen in den Bereichen Bildung, Ausbildung und Weiterbildung erheblich verstärken. Wir wollen mehr Frauen ermöglichen sozialversicherungspflichtig zu arbeiten. Zudem wollen wir gerade junge Menschen zwischen 25 und 35 ohne Abschluss nachqualifizieren, um ihnen das dauerhafte Erarbeiten des eigenen Lebensunterhalts zu ermöglichen. So schöpfen wir das Arbeitskräftepotenzial in unserem Land besser aus, schaffen neues Wachstum und verringern die Arbeitslosigkeit weiter. Kein Arbeitsplatz soll unbesetzt bleiben, weil es an Fachkräften fehlt. Zusätzlich braucht Deutschland ein Regelwerk zur Steuerung von Einwanderung in den Arbeitsmarkt, das sich am Bedarf unserer Volkswirtschaft orientiert. Ein solches „Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz“ wird die bereits bestehenden Regelungen zusammenfassen und, wo nötig, effizienter gestalten. Voraussetzung sind der Nachweis eines konkreten Arbeitsplatzes und die Sicherung des Lebensunterhalts. Eine Einwanderung in die sozialen Sicherungssysteme lehnen wir ab. 

CDU und CSU wollen eine Chance auf Arbeit für jeden Menschen in Deutschland. Denn Arbeit dient der Selbstverwirklichung des Einzelnen und schafft Lebensqualität. Mit Langzeitarbeitslosigkeit finden wir uns nicht ab. Wir werden die Qualifizierung, Vermittlung und Re-Integration der Betroffenen in den Arbeitsmarkt deutlich verbessern. 

Langzeitarbeitslosen, die aufgrund der besonderen Umstände auf dem regulären Arbeitsmarkt keine Chance haben, werden wir verstärkt die Möglichkeit geben, sinnvolle und gesellschaftlich wertige Tätigkeiten auszuüben. Das ist ein starker Beitrag für den Zusammenhalt in unserem Land.

Wir werden finanzielle Mittel bereitstellen, damit jungen Menschen, deren Eltern von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind, in ganz Deutschland der Weg in Ausbildung und Arbeit geebnet wird.

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland hat sich grundsätzlich bewährt. Jeder soll von seiner Arbeit leben können. Deshalb halten wir daran fest. In der Praxis hat sich allerdings gezeigt, dass viele Regelungen zu bürokratisch und wenig alltagstauglich sind. Dies trifft insbesondere unsere Landwirtschaft und die Gastronomie sowie weitere Betriebe. Unser erklärtes Ziel ist daher der Abbau unnötiger Bürokratie gleich zu Beginn der neuen Wahlperiode.

Geringfügig Beschäftigte sollen an der allgemeinen Lohnsteigerung teilhaben. Wir realisieren den mitwachsenden Minijob.

Auf einem modernen, fortschrittlichen Arbeitsmarkt sind die Flexibilität und Mobilität von Arbeitskräften wichtig. Gleichzeitig ist es unser erklärtes Ziel, dass Menschen in allen Teilen Deutschlands Arbeit und Ausbildung verstärkt in der Nähe ihres Heimatortes finden können. Wir wollen erreichen, dass Arbeitsplätze nicht nur in Ballungsräumen entstehen. Dafür sorgen wir mit einer gezielten Strukturpolitik, die auch ländlichen Räumen neue Perspektiven eröffnet.

Wir wollen, dass Männer und Frauen gleiches Geld für gleiche Arbeit bekommen. Mit dem Entgelttransparenz-Gesetz haben wir dazu einen wichtigen ersten Schritt gemacht. Wir werden die Wirkung dieses Gesetzes überprüfen und gegebenenfalls in enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern weitere Schritte unternehmen.

Wir wollen, dass Arbeitnehmer am Erfolg ihres Unternehmens besser teilhaben können. Dazu werden wir die Rahmenbedingungen zur Mitarbeiterbeteiligung attraktiver gestalten. 

Die Digitalisierung der Arbeitswelt bietet Chancen auf neue Arbeitsplätze, Märkte und
Technologien, um das Leben der Menschen zu verbessern. Mit neuen Arbeitszeitmodellen
wollen wir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern. Dabei kann uns die Digitalisierung helfen. Das Arbeitszeitrecht werden wir modernisieren.

Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt ist wichtig und hat dazu beigetragen, hunderttausende neue Arbeitsplätze zu schaffen. Befristete Arbeitsverhältnisse dürfen unbefristete Arbeitsverhältnisse nicht einfach ersetzen. Deshalb werden wir offenkundige Missbräuche abstellen. Gerade Berufsanfänger, die eine Familie haben oder gründen wollen, brauchen eine verlässliche Perspektive. 

Wir wollen mehr Frauen in Führungspositionen in Wirtschaft und Verwaltung. Mit der Einführung der Frauenquote in Aufsichtsräten haben wir erste Erfolge erzielt, wissen aber auch, dass weitere Anstrengungen notwendig sind. Wir wollen im öffentlichen Dienst bis spätestens 2025 eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in Leitungsfunktionen auf allen Ebenen verwirklichen.

Wir werden bis 2019 einen „Masterplan Selbstständigkeit“ erarbeiten. Hindernisse auf dem Weg zur Selbstständigkeit müssen beseitigt, umfassende Beratung und Förderung garantiert und unnötige Bürokratie vermieden werden.

Wir werden die Bedingungen für Wagniskapital weiter verbessern. Den Zugang für Start-ups zu Wagniskapital wollen wir auch über steuerliche Förderung erleichtern: Wer sich an Start-ups beteiligt, soll das bei der Steuer berücksichtigen können.

Wir bekennen uns zur dualen Ausbildung in Betrieb und Schule und wollen sie stärken. Wir werden den Meisterbrief erhalten. Wir werden prüfen, wie wir ihn für weitere Berufsbilder EU-konform einführen bzw. wieder einführen können. Wir werden dafür sorgen, dass höhere berufliche Bildung in stärkerem Maße möglich wird. Durch einen „Meisterbonus“ wollen wir ermöglichen, dass bei bestandener Meisterprüfung angefallene Gebühren ganz oder teilweise erstattet werden.

Wir wollen gesetzliche Regelungen so ausgestalten, dass zusätzliche Flexibilität, Spielräume und Experimentierräume für Unternehmen entstehen, für die ein Tarifvertrag gilt oder angewendet wird, oder eine Vereinbarung mit dem Betriebsrat erfolgt. 

Wir legen eine „Nationale Weiterbildungsstrategie“ auf. Diese erarbeiten wir gemeinsam mit Arbeitgebern, Gewerkschaften und den zuständigen Stellen. Denn lebenslanges Lernen, Bildung und Qualifizierung sind für alle Wirtschafts- und Gesellschaftsbereiche von zentraler Bedeutung. Jeder Arbeitnehmer soll über die bestmöglichen Berufs- und Arbeitsmarktperspektiven verfügen. 

Wir wollen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter verbessern. Um die Rückkehr in berufliche Vollzeit-Arbeit zu erleichtern, wollen wir künftig in Betrieben ab einer bestimmten Größe auch einen Anspruch auf befristete Teilzeit schaffen. Wir werden zügig mit den Sozialpartnern über Art und Inhalt der Regelung sprechen.

Wir werden sicherstellen, dass alleinerziehende Mütter und Väter, die nach der Geburt ihrer Kinder auf Berufstätigkeit verzichtet haben, eine regelmäßige Beratung über Möglichkeiten zur beruflichen Wiedereingliederung erhalten.

Gemeinsam mit den Tarifpartnern werden wir flexible Modelle entwickeln, die es Familien ermöglichen, gemeinsam mehr Zeit miteinander zu verbringen. Wir werden prüfen, ob im Rahmen von Familien- und Lebensarbeitszeitkonten mehr Spielraum für Familienzeit geschaffen werden kann.
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	Text15: Wir sind beim Bürokratieabbau vorangekommen und haben Wirtschaft und Verbraucher in dieser Wahlperiode von Bürokratie entlastet. Der jährliche Bürokratieaufwand der Bürger wurde in dieser Wahlperiode um 8,5 Millionen Stunden reduziert. Seit 2015 gilt die „one-in, one-out“-Regel. Diese Regelung hat sich bewährt und wird weiter fortgesetzt.

Gerade für mittelständische Unternehmen sind überbordende bürokratische Anforderungen eine ernste Erschwernis für ihren wirtschaftlichen Erfolg. Wir brauchen deshalb eine neue Gesetzgebungs- und Verwaltungskultur, bei der die Vermeidung oder Begrenzung neuer Regelungen im Vordergrund steht. Bei neuen Gesetzesvorhaben soll – soweit vertretbar – auf Kontrolle und Regulierung verzichtet werden, bis eine Notwendigkeit dafür eindeutig nachgewiesen ist.

Der Erfolg einer Regierung bemisst sich nicht in der Zahl der verabschiedeten Gesetze. Deshalb streben wir an, die Zahl neuer Gesetzentwürfe in der kommenden Wahlperiode um mindestens 10 Prozent zu reduzieren.

Deutschlands öffentliche Verwaltung soll in Bund, Ländern und Kommunen eine der bürger- und anwenderfreundlichsten öffentlichen Verwaltungen Europas werden. Durch die Einführung eines digitalen Bürgerportals und eines elektronischen Bürgerkontos werden wir sicherstellen, dass praktisch alle Verwaltungsdienstleistungen deutschlandweit elektronisch verfügbar sind. Das spart Zeit und Geld und ermöglicht zusätzliche Wertschöpfung.

Viele Ideen, die im Bereich der Globalisierung die Welt verändert haben, sind in jungen Unternehmen, den sogenannten Start-ups, entstanden. Deutschland hat in diesem Bereich Boden gut gemacht. Aus der ganzen Welt kommen Menschen mit Ideen nach Deutschland, gründen Unternehmen und schaffen Arbeitsplätze. Wir werden sie ermutigen und unterstützen. Durch die steuerliche Forschungsförderung und ein Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz ebenso wie durch bessere Gründungs- und Wachstumsfinanzierung sowie weniger Bürokratie. Wir werden die Einführung einer zentralen Anlaufstelle (one-stop-shop) speziell für diese Unternehmen prüfen.
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	Text19: Mit dem am 20. Mai 2016 in Kraft getretenen Tabakerzeugnisgesetz wurden die europäischen Vorgaben der Tabakproduktrichtlinie in Deutschland umgesetzt. Mit der Umsetzung der Tabakproduktrichtlinie kommt Deutschland seinen europäischen Verpflichtungen nach. Neben Warnhinweisen auf Zigarettenpackungen, Vorgaben für elektronische Zigaretten und dem Verbot bestimmter besonders suchtgefährdender Produkte haben wir damit umfangreiche Werbeverbote für Tabakprodukte. Der Schutz, insbesondere von Kindern und Jugendlichen, vor den Gefahren des Rauchens, ist ein großer Fortschritt für den gesundheitlichen Verbraucherschutz und die Tabakprävention. 

Wir werden uns weiterhin sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene bestmöglich einbringen, um die Entstehung und Prävalenz von Tabakabhängigkeit in Zukunft zu verringern. Prinzipiell sprechen sich CDU und CSU gegen neue Werbeverbote aus – jedoch werden wir prüfen, ob mit Blick auf den Gesundheitsschutz weitere Werbebeschränkungen notwendig sind.

	Text20: siehe Antwort oben
	Text21: Die im Zeichen des Klimaschutzes notwendige Minderung der Treibhausgase im Personen- und Güterverkehr soll künftig durch eine Kombination aus der Effizienzsteigerung der Fahrzeuge und dem Einsatz treibhausgasneutraler Energie erreichen. Das umfasst elektrische Antriebe, Hybridmotoren, Plug-in-Hybride, Brennstoffzellenantriebe (Wasserstofftechnologie) genauso wie den Einsatz klimafreundlicher Kraftstoffe (also auf erneuerbarem Strom basierende Kraftstoffe oder fortschrittliche Biokraftstoffe) in hocheffizienten Verbrennungsmotoren. Wir setzen dabei ganz klar auf technologische Offenheit und Vielfalt anstatt ideologischer Verengung.

Wir wollen die Elektromobilität vor allem in den Städten deutlich ausbauen. Nach dem Vorbild des Street-Scooters der Deutschen Post wollen wir die Umrüstung der Fuhrparks von Behörden, Handwerksbetrieben und Taxiunternehmen, von Bussen und Bahnen energisch vorantreiben und fördern. Dadurch erreichen wir diejenigen Fahrzeuge mit einer besonders großen Fahrleistung und reduzieren dadurch den Schadstoffausstoß überproportional.
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	Text22: 
	Text23: 
	Text24: 
	Text25: Wir unterstützen die Antriebswende im Verkehr und verfolgen eine technologieoffene Gesamtstrategie zur Förderung des Markthochlaufs alternativer Kraftstoffe und Antriebe wie der Elektromobilität und der Brennstoffzelle.
	Text26: Die Förderung des Aufbaus einer flächendeckenden Lade- und Tankinfrastruktur, die alle Regionen für die Elektro- und Wasserstoffmobilität erschließt, führen wir fort – und errichten 50 000 Ladesäulen in ganz Deutschland. 
	Text27: siehe Antworten oben


